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Wir gratulieren

Gelnhausen: Frau Elisabeth Ritzel,
Holzgasse 23, zum 90. Geburtstag; Frau
Erika Paul, Holzgasse 23, zum 80. Ge-
burtstag.
Roth: Frau Sophie Schmick, Nordstraße
13a, zum 80. Geburtstag.
Bad Orb: Frau Lydia Stoll, Lauzenstraße
43a, zum 82. Geburtstag; Herrn Lothar
Proß, Quellenring 19, zum 80. Geburts-
tag; Frau Roswitha Wirtig, Würzburger
Straße 71, zum 71. Geburtstag.
Bieber: Herrn Helmut Hof, Schmelzweg
8, zum 79. Geburtstag.
Breitenborn: Frau Ingeburg Senzel,
Hufeisenstraße 2, zum 76. Geburtstag.
Wüstwillenroth: Ehepaar Elfriede und
Kurt Simon, Oberstraße 3, zur diamante-
nen Hochzeit.
Neuenschmidten: Frau Maria Eurich,
Gartenstraße 4, zum 82. Geburtstag.
Lohrhaupten: Herrn Otmar Deichert,
Untere Steinau 6, zum 72. Geburtstag.
Somborn: Frau Paulina Schneider, Ha-
nauer Str. 35, zum 81. Geburtstag; Frau
Anna Betz, Konrad-Adenauer-Ring 23,
zum 76. Geburtstag; Frau Marie Ober-
nitz, Gelnhäuser Str. 27, zum 75. Ge-
burtstag.

Horbach: Frau Anna Sturm, Alter Weg
23, zum 74. Geburtstag.
Lieblos: Herrn Wilhelm Neidhardt,
Herzbergstraße 2, zum 80. Geburtstag.
Rothenbergen: Herrn Norbert Opalla,
Hühnerberg 30, zum 85. Geburtstag;
Herrn Karl Böskens, Brüder-Grimm-
Straße 12, zum 71. Geburtstag; Frau
Brunhilde Rapp, Frankfurter Straße 64,
zum 71. Geburtstag.
Mittel-Gründau: Herrn Werner Beirich,
Altenseestraße 21, zum 82. Geburtstag.
Niedermittlau: Herrn Otto Wiemann,
Heinrich-Hofmann-Straße 21a, zum 83.
Geburtstag; Frau Renate Melzer, Jäger-
buschstraße 10, zum 76. Geburtstag.
Altenhaßlau: Frau Maria Junger, Elf
Morgen 1, zum 77. Geburtstag.
Geislitz: Frau Elise Rother, Altenhaßlau-
er Straße 12, zum 82. Geburtstag.
Wächtersbach: Herrn Hans Usler, In
den Rödern 11, zum 78. Geburtstag;
Herrn Adolf Strunk, Poststraße 50, zum
72. Geburtstag.
Hesseldorf: Herrn Werner Stübing,
Triebstraße 18, zum 72. Geburtstag.
Leisenwald: Karl-Heinz Reifschneider,
Längweg 8, zum 72. Geburtstag.

War das nötig?
Zum Artikel „Erste Hürde für Ab-

wahl ist genommen“ (GT vom 1. Febru-
ar)

Wochenlang werden in den Haushalts-
beratungen Posten besprochen, bei denen
man Geld sparen und anderweitig für die
Gemeinde investieren kann. Unter ande-
rem werden Beiträge für den noch kosten-
losen Kindergartenbus, Erhöhungen für
die Kindergartenbeiträge und die Erhö-
hung der Grundsteuer diskutiert, um Gel-
der für den Haushalt der Gemeinde zu er-
halten, damit die Gemeinde handlungsfä-
hig bleibt. Gerade in der angespannten Fi-
nanzlage vieler Gemeinden in Hessen,
nicht nur der Gemeinde Brachttal, müs-
sen vorhandene Probleme effizient ange-
gangen werden, um die Situation schnell
und gemeinschaftlich zu bewältigen. Die
Politiker sind durch die Bürgerinnen und
Bürger gewählt worden, sei es als Ge-
meindevertreter oder als Bürgermeister.
Daher sollten diese Politiker auch für die
Bürger sprechen und ihre Aufgaben ent-

sprechend wahrnehmen. In den letzten
Wochen und Monaten konnte man die
„Politik“ in der Gemeinde Brachttal
wahrlich nicht als „für die Bürger“ be-
zeichnen. Vielmehr kam man sich vor, als
ob sich große Kinder in einem viel zu gro-
ßen Sandkasten austoben wollten. Ledig-
lich die Art und die Wertigkeit der Sand-
förmchen unterschieden sich von denen
des Kinderspielplatzes. Wenige Stimmen
versuchten die Vernunft in die Diskussio-
nen hineinzubringen, versagten jedoch an
der Unvernunft der Mehrheit in der Ge-
meindevertretung. Dies zeigte sich in der
Abstimmung zum Abwahlverfahren des
Bürgermeisters von Brachttal sehr deut-
lich.

Nun muss man wahrlich kein Betriebs-
wirtschaftler sein, um zu sehen, dass die-
ses Verfahren ein kostspieliges Unterfan-
gen für die Gemeinde wird. Auf der einen
Seite muss dringend gespart werden, und
auf der anderen Seite wird viel Geld ver-
schwendet, um die Sandförmchen neu zu
verteilen. Da frage ich mich als Bürgerin
dieser Gemeinde, wo da der Wille der
Bürgerinnen und Bürger bleibt? Ist es
zum jetzigen Zeitpunkt wirklich notwen-
dig, ein solch kostspieliges Abwahlver-
fahren zu finanzieren, wenn an anderer
Stelle alle Bürgerinnen und Bürger – ins-
besondere die Familien mit Kindern – mit
zusätzlichen Kosten und Ausgaben belas-

tet werden müssen? Wer zahlt dieses Ab-
wahlverfahren? Die Brachttaler Straßen
sind marode, der Bauhof hat kaum noch
funktionierende Fahrzeuge für den Win-
terdienst, die Mehrzweckhalle müsste
dringend grundsaniert werden und die Ju-
gendarbeit liegt aufgrund finanzieller
Probleme brach. Diese Politik ist keine
Politik für das Wohl der Gemeinde. Zu-
mal – welcheAlternative bieten die weite-
ren Parteien bei einer Neuwahl? Men-
schen, die nicht in der Lage sind, über
wichtige Themen objektiv und konstruk-
tiv zu diskutieren, stellen für mich keine
Alternative dar. Um die Gemeinde wieder
aus dem Sandkasten herauszuführen, soll-
te endlich angefangen werden, sinnvoll an
Lösungen zu arbeiten. Wenn dies nicht
möglich ist, ist es auch egal, wer Bürger-
meister ist. Denn ohne Unterstützung der
Parteien, d.h. der anderen Politiker, kann
der beste Bürgermeister nichts ausrichten.
Wer wird also in der Lage sein, die
Brachttaler Politik wieder für die Bürger
sprechen zu lassen? Der „alte“ Bürger-
meister wird dies sicherlich bewerkstelli-
gen können, wenn die Kinder des Sand-
kastens erwachsen werden würden oder
ein „Neuer“, der sich der Sandschlacht
bisher konstruktiv stellen konnte?!

Jasmin Brunner
Im Schafstall 17
63636 Brachttal

Leserbrief

Leserbriefe sind persönliche Äußerungen, für
die die Redaktion nicht die inhaltliche, sondern
nur die presserechtliche Verantwortung über-
nimmt. Leserbriefe werden bis zu einer Länge
von 40 Zeilen veröffentlicht. Die Redaktion be-
hält sich Kürzungen vor.

Main-Kinzig-Gas
geht in Berufung
Unternehmen fordert eindeutige Klärung im Gaspreisstreit
MAIN-KINZIG (red). Kommunen
sollen ihre finanziellen Forderun-
gen an Main-Kinzig-Gas – genau-
so wie die übrigen Kunden – ge-
richtlich klären lassen. Eine einsei-
tige Entschädigung durch den Gas-
versorger wird es nicht geben.
Main-Kinzig-Gas hat die Vertreter
der Gemeinden, die von dem
Unternehmen mit Gas versorgt
werden, kurzfristig zu einem Ge-
spräch eingeladen, um den Vor-
schlag zu erläutern.

Anlass der Besprechung sind Gerüchte
um die Ungleichbehandlung kommuna-
ler und privater Kunden im Streit um die
Rückzahlung von Gaspreiserhöhungen.
Main-Kinzig-Gas hat diese Kritik zu-
rückgewiesen und den Worten jetzt Taten
folgen lassen. „Jeder Kunde, der Preis-
rückzahlungsansprüche an Main-Kinzig-
Gas hat, sollte sich an ein Gericht wen-
den, um die Rechtmäßigkeit und eventu-
elle Höhe der Forderungen feststellen zu
lassen“, sagte die Geschäftsführung. Un-
gleichbehandlung werde es nicht geben.

Die Klärung von ungewissen Ansprü-
chen durch Gerichte sei in einem Rechts-
staat eine normale Angelegenheit. Da-
durch würde Rechtssicherheit und
Rechtsfrieden ohne öffentliche Ausei-
nandersetzung gewährleistet. Unabhän-
gig von der gerichtlichen Klärung der
möglichen Rückzahlungsansprüche von
Kunden will Main-Kinzig-Gas seiner
Rolle als kommunales Unternehmen ge-
recht werden und Bürger, Vereine und
Gemeinden in der Region weiterhin
durch Spenden, Sponsoring und Zu-
schüsse bei Energie-, Umwelt- oder So-
zialprojekten unterstützen.

Der Hintergrund der Entscheidung von
Main-Kinzig-Gas ist die vorherrschende
Rechtsunsicherheit über die früheren
Sondertarifverträge, bei denen eine ein-
seitig formulierte Preisanpassungsklau-
sel 2009 vom Oberlandesgericht Frank-
furt für ungültig erklärt wurde. Wie sol-

che Preisanpassungen bei Energieversor-
gern künftig erfolgen können, ist zurzeit
rechtlich unklar. Von verschiedenen Ge-
richten gibt es hierzu höchst wider-
sprüchliche Urteile. Diese Praxis schafft
eine enorme Rechtsunsicherheit und be-
darf einer eindeutigen Klärung, so das
Unternehmen.

Main-Kinzig-Gas verfolgt daher den
Weg, individuelle Ansprüche gerichtlich
klären zu lassen. Deshalb hat das Unter-
nehmen gegen die jüngsten Urteile des
Amtsgerichts Gelnhausen, das klagenden
Sondervertragskunden in einigen Fällen
die Rückzahlung aller Preiserhöhungen
seit 2005 zugebilligt hatte, Berufung ein-
gelegt. Main-Kinzig-Gas sieht in den
Urteilen eine einseitige Auslegung der
bestehenden Rechtsvorschriften und will
darüber eine Klärung bei der höheren
Instanz erwirken.

In weiteren, ebenfalls vor dem Amts-
gericht Gelnhausen anhängigen Verfah-
ren, werden mögliche Rückforderungs-
ansprüche demnächst vom Gericht einer
gutachterlichen Prüfung unterzogen. Ins-
gesamt sind vor dem Amtsgericht Geln-
hausen aktuell 47 Verfahren wegen Gas-
preisrückzahlungen anhängig, acht vor
dem Landgericht Hanau in der Beru-
fungsinstanz. In drei weiteren Verfahren
vor dem Landgericht Hanau hatte das
Gericht in erster Instanz die Ansprüche
der Kläger abgewiesen und zugunsten
der Main-Kinzig-Gas entschieden. Hier
wurde zum Teil von Seiten der Kläger
Berufung eingelegt.

„Diese unübersichtliche Entschei-
dungslage zeigt eindeutig, dass wir eine
gerichtliche Klärung der Sachlage brau-
chen“, erklärt die Geschäftsführung. In-
haltlich müsse jedes Unternehmen das
Recht haben, seine Einkaufspreise an die
Kunden weiterzugeben. Main-Kinzig-
Gas habe in der Vergangenheit die Preise
an die Beschaffungskosten „sowohl nach
oben als auch nach unten“ angepasst. So
wurden die Gaslieferpreise für Privatkun-
den 2009 zweimal gesenkt und sind seit
September 2009 auf niedrigem Niveau
konstant.

Soll erweitert werden: Die Firmenzentrale in Wirtheim. Foto: Weitz

Bis zu 300 weitere Arbeitsplätze in Aussicht
Expansion: Familienunternehmen Engelbert Strauß erweitert an seinem Standort inWirtheim

MAIN-KINZIG (red). Das Familien-
unternehmen Engelbert Strauß aus Bie-
bergemünd ist in den vergangenen Jahren
deutlich gewachsen. Nun steht der Ver-
sandhandel mit Schwerpunkt Arbeitsbe-
kleidung vor einer erneuten Erweiterung.
Um bei diesem Schritt voran zu kommen,
hat Landrat Erich Pipa die Vertreter maß-
geblich beteiligter Behörden und politi-
scher Gremien zusammen geholt.

„Bei einem Projekt dieser Qualität
müssen wir frühzeitig die wesentlichen
Informationen austauschen“, erklärte der
Landrat. Denn das Unternehmen brauche
die entsprechende Planungssicherheit,
um die weiteren Entscheidungen vorzu-
bereiten. Außerdem gehe es um bis zu
300 weitere Arbeitsplätze in der Region.

Wie Norbert Strauß gemeinsam mit
seinen Söhnen Henning und Steffen er-
läuterte, sei der Entschluss zum Ausbau
des Standortes in Wirtheim im vergange-
nen Herbst gefallen. Denn das Jahr 2010
hatte dem Marktführer erneut eine her-
vorragende Bilanz beschert. Unter ande-
rem wurden rund 180 neue Beschäftigte
eingestellt. Inzwischen arbeiten dort etwa

580 Menschen. „Hier ist die Heimat
unseres Betriebes und aus logistischer
Sicht ist die Lage an der Autobahn 66
ideal“, sagte Norbert Strauß. Nun soll in
direkter Nachbarschaft zur Firmenzentra-
le eine rund drei Hektar große Fläche für
die erneute Erweiterung erschlossen wer-
den. Entsprechende Voranfragen für das
notwendige Abweichungsverfahren zum
Bebauungsplan wurden an die entschei-
denden Stellen beim Regierungspräsi-
dium Darmstadt und beim Kreis gerich-
tet. Die detaillierte Planung läuft bereits.

„Bei Prüfung der vorliegenden Fakten
sind uns keine gravierenden Hindernisse
aufgefallen“, fasste Wolfgang Eckhardt,
Leiter des Bauordnungsamtes des Krei-
ses, die ersten Resultate zusammen.Auch
die Vertreter der Regionalversammlung
und des Planungsverbandes zeigten sich
optimistisch, dass die Beschlüsse recht-
zeitig vorbereitet werden. Angestrebt ist
eine abschließende Entscheidung am 17.
Juni. „Auch die Obere Naturschutzbehör-
de sowie die Bereiche Wasserschutz und
Kreisentwicklung haben vorab schon
eine positive Stellungnahme abgegeben“,

berichtete Landrat Erich Pipa. Nun müs-
se die Gemeinde die entscheidenden Vo-
raussetzungen schaffen. Bürgermeister
ManfredWeber kündigte an, dass die Ge-
meindevertreter zu ihrer Sitzung am 22.
März die entsprechenden Beratungs-
unterlagen erhalten werden.

Wie Norbert Strauß darstellte, sollen
auf der neuen Fläche der Logistikbereich
konzentriert und der Fabrikverkauf aus-
gebaut werden. „Wir spüren bei unseren
Kunden ein wachsendes Bedürfnis, die
Waren auch einmal direkt zu probieren
und einzukaufen“, berichtete er. Aus die-
sem Grund sollen mittelfristig auch Filia-
len in Deutschland aufgebaut werden.
Dreh- und Angelpunkt bleibe dabei das
Zentrum in Biebergemünd, wo auch die
Kapazitäten in der Textilveredelung
wachsen sollen. „Trotz dieser hervorra-
genden Entwicklung handeln wir weiter-
hin als selbstbewusstes Familienunter-
nehmen mit regionaler Verantwortung“,
betonte Norbert Strauß, der 1965 die
Führung von seinem Vater und Firmen-
gründer Engelbert Strauß übernommen
hatte.
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